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Rückkehr und
Aufbruch
Andrea Caroni

Eine feierliche, intensive und
nahezumagischeMischungaus
RückkehrundAufbruch: So lässt
sich die jüngste Wintersession
im Ständerat beschreiben.
Rückkehr,weilwir über 20Wie-
dergewählten uns als «Bisheri-
ge» (für mich eine Premiere in
einemRat) imStöckliwiedersa-
hen. Aufbruch, weil über 20
NeugewähltedemRat ein völlig
neues Gesicht geben. Feierlich,
weil der Ständerat sich neu ver-
eidigte und später Bundesräte
undRatspräsidiengefeiertwur-
den. Intensiv, weil nebst vielen
grossen Geschäften auch noch
all die «Ämtli» im Rat verteilt
werden mussten. Und – zumin-
dest für mich – magisch, wegen
all der vielen neuen Bekannt-
schaften,deraltenFreundschaf-
tenunddergrossenFreude,wei-
terhin fürdenStandAusserrho-
den im Bundeshaus wirken zu
dürfen.

Derneue«Ämtliplan»
imStänderat
Ichbinglücklich,wiedieAufga-
ben imRat und indenKommis-
sionenverteiltwurden. ImStän-
derat ist es ein grosser Vorteil,
wenn man schon früher dabei
war, denn fast alles wird nach
Amtsalter (und natürlich auch
nach InteresseundArbeitsfreu-
de) verteilt. Der Rat vertraute
mirgleichzweiPräsidienan,das
der staatspolitischen Kommis-
sion und das der Gerichtskom-
mission.Daneben sitze ichwei-
terhin inderRechtskommission
undneuauch inder aussenpoli-
tischenKommission.Weiterhin
bin ich ständiger Ersatz in der
Wirtschaftskommission und
Mitgliedder Interparlamentari-
schenUnion,wo ich auch inder
Menschenrechtskommission
arbeite. Dazu kommen meine
bisherigen Aufgaben in Partei-
präsidium und Fraktionsvor-
stand.Nochviel bedeutungsvol-
ler als unser parlamentarischer
«Ämtliplan» aber war die Ge-
samterneuerungswahldesBun-
desrates. Ichmachegerne trans-
parent, dass ich alle sieben bis-
herigen Bundesräte wieder-
gewählt habe, wie das auch die
VereinigteBundesversammlung
tat. Damit haben wir die seit
1959bestehendeZauberformel
gewahrt.Obmandiesedereinst
anpassenmuss, könnenwirnun
in Ruhe diskutieren.

Neben all diesen Persona-
lien führten wir auch harte De-
battenzuvielengrossenSachge-
schäften. Zwei davon sind be-
reits reif für dieUrne: Es ist dies
zum einen die Begrenzungs-In-
itiative, welche die Personen-
freizügigkeit (unddamit verbun-
den die ganzen Bilateralen I)
kündigen will; der Ständerat
lehnt sie klar ab, nicht einmal
alle SVP-Vertreter hiessen sie
gut. Zumandern ist diesderBe-
schluss, neue Kampfflugzeuge
zukaufen.DieserBeschlusswar
klar, umstritten waren aber die
sogenanntenKompensationsge-
schäfte. Ichbin froh, konnte sich
Bundesrätin Amherd durchset-
zenundverhindern, dassdieser
Kauf wegen zu hoher Kompen-

sationspflichtenunnötig verteu-
ert wurde.

Im Ständerat berieten wir
zwei weitere Initiativen, die al-
lerdings zuerst noch in den Na-
tionalrat gehen. Die Transpa-
renz-Initiativewill dieFinanzie-
rung von Parteien, Wahlen und
Abstimmungen offenlegen. Ich
bin grundsätzlich ein grosser
FreundvonpolitischerTranspa-
renz. Vor allem bei Abstim-
mungskampagnen.Aber ichbe-
fürchte, dass der Informations-
gewinn klein sein wird, die
SystemlückenundderBürokra-
tieaufwand aber gross. Immer-
hinkamenverschiedenemeiner
Anträge für einen verbesserten
Gegenvorschlag durch.

Zur Konzernverantwor-
tungs-Initiative habe ich mich
als Kommissionsmitglied für
einenGegenvorschlag stark ge-
macht, der statt Haftung viel-
mehr auf Berichterstattung
setzt. Damit leisten wir einen
Beitrag für den Schutz vonUm-
welt und Menschenrechten,
bleiben aber im Einklang mit
vergleichbaren europäischen
Ländern.

Weiter berieten wir ein Ge-
setz zum Schutz von sogenann-
tenWhistleblowern, alsoArbeit-
nehmern, die aufMissstände in
derUnternehmungaufmerksam
machen. Wir haben hier – nach
16 (!) Jahren – eine ausgewoge-
ne, klareRegel gefunden.Leider
wird sie es im Nationalrat den-
noch nicht einfach haben. Eine
weitere bedeutungsvolle Neue-
rungwar ein besserer finanziel-

ler Schutz von Menschen, die
Angehörige betreuen. Zwar
stimme ich nicht allzu oft zu,
wenn unser schon starker So-
zialstaat weiter ausgebaut wer-
den soll – fürEltern schwerkran-
ker Kinder habe ich aber aus
Überzeugung eine Ausnahme
gemacht.

Einen fairenZugangzu
geschlossenenMärkten
Der Ständerat hat auch noch
zweiPostulate vonmirüberwie-
sen. Der Bundesrat muss nun
einenBerichtmachenzurFrage,
wo das Bundesrecht Männer
undFrauenverschiedenbehan-
delt. Sodann muss er zur Frage
berichten, wie man unseren
Unternehmen noch besser ga-
rantieren kann, dass sie einen
fairenZugangzugeschlossenen
Märkten haben, wenn der Staat
auf einem Markt nur eine be-
schränkte Zahl von Anbietern
zulässt (zum Beispiel bei Taxi-
ständen, Kaminfegermonopo-
len, Spitex-Leistungsaufträgen).
Auch debattierte der Rat eine
Interpellationvonmir, inder ich
vom Bundesrat wissen wollte,
wann er wieder einmal einen
Versuch für eineVereinfachung
des Bürokratiemonsters Mehr-
wertsteuer macht. Die ernüch-
terndeAntwort:Wohlniemehr.
Sodann reichte ich ein neues
Postulat ein, um eine bessere
Balance zwischen den Rechten
undPflichtenvonBauherrnund
Subunternehmernzuerreichen,
damit erstere sich besser vor
Doppelzahlungen wegen Bau-
handwerkerpfandrechte schüt-
zen können.

Krönender Abschluss der
Session war die Feier für Stän-
deratspräsident Stöckli und der
gewählten Bundespräsidentin
Sommaruga, zuderenEhren ich
wiederumdieBundeshaus-Band
organisierte. Augenzwinkernd
spielten wir das weltbekannte
Stück «Volare», was Bundesrä-
tinundUmweltministerinSom-
maruga erfreute, denn das Flie-
gen wäre vollständig CO2-neu-
tral, wenn man, wie im Lied,
vomFliegen stets nur träumte.

Kontinuität und
neue Akzente
David Zuberbühler

Mit einem feierlichen Auftakt
hat die neue Legislatur begon-
nen – die 51. seit der Gründung
des modernen Bundesstaates.
Jedes Ratsmitglied musste den
Eid oder das Gelübde ablegen.
Hätte sich einer der 200Natio-
nalrätegeweigert, dannhätte je-
nes Mitglied der grossen Kam-
mer auf sein Amt verzichten
müssen. Ich habe mich für den
Eid entschieden und vor Gott
demAllmächtigengeschworen,
die Verfassung und die Gesetze
zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu
erfüllen.Nachdemkurzen, aber
sehr intensiven Wahlkampf
freue ich mich richtig darauf,
michmit viel Engagement auch
in den vier nächsten Jahren für
AppenzellAusserrhodenund für
unsere Schweiz einzusetzen.

Fast kein anderer Anlass
lockt soviele vordenFernseher.
Undkein anderer lockt dermas-
sen viele Journalisten ins Bun-
deshaus.DieBundesratswahlen
waren deshalb wieder ein be-
sonderes Highlight, auch wenn
nichtwirklichmit grossenÜber-
raschungenzu rechnenwar.Die
VereinigteBundesversammlung
bestätige in der zweiten Ses-
sionswoche sämtliche Mitglie-
der des Bundesrats in ihrem
Amt. Kampfkandidatin Regula
Rytz von den Grünen hatte kei-
neChance.DasParlament setz-
teaufKontinuität,wird sichaber
wohl künftigderDiskussionder
Zauberformel stellen müssen.
Insbesondere dann, wenn die
Grünen ihr Resultat in vier Jah-
ren bestätigen können.

Zu den bedeutendsten Ge-
schäften der Wintersession ge-
hörte das Budget 2020. Für das
nächste Jahr budgetiert der
Bund einen Überschuss von
rund 344 Millionen Franken.
Der Voranschlag hatte Ausga-
benvon75,231MilliardenFran-
kenundEinnahmenvon75,666
MilliardenFrankenvorgesehen.
Gerechnet wurde mit einem
Überschussvon rund435Millio-
nen Franken. Das neugewählte

Parlament meinte hingegen,
sichüberdiealteWeisheit«Spa-
re in der Zeit, so hast du in der
Not» hinwegsetzen zumüssen.
DiedankdergutenWirtschafts-
lage sprudelndenSteuereinnah-
men verlockten dazu, das Bun-
desbudget gar noch weiter auf-
zustocken. Ärgerlich ist auch,
dass nicht nur die Anzahl der
Bundesangestelltenungebremst
weiterwächst, auch deren Löh-
ne werden angehoben, obwohl
viele in der Privatwirtschaft er-
neutmit keiner Erhöhung rech-
nen dürfen. Wussten Sie, dass
derdurchschnittlicheNettolohn
der über 37000 Bundesange-
stellten fast 123000 Franken
pro Jahrbeträgt?Und:Während
die Ausgaben des Bundes 1990
noch rund 30 Milliarden Fran-
ken betrugen, so steigen diese
bis 2023 auf rund80Milliarden
Franken an – dies entspricht
einerZunahmevon151Prozent.
Immerhin wird für 2020 mit
einem Rückgang der Brutto-
schulden von neu 93,7 Milliar-
den gerechnet.

DieKampfflugzeugesind in
die Jahregekommen
Die Auftragserfüllung unserer
ArmeeunddamitdieUnabhän-
gigkeit unseres Landes und die
Freiheit sowie Sicherheit der
Schweizerinnen und Schweizer
könnenabsehbarnichtmehrga-
rantiert werden. Grund sind
unsere in die Jahre gekomme-
nenKampfflugzeuge.DieF/A-18
sind seit 1997 imEinsatz, dieTi-
ger sogar seit 1978.Auchdiever-

schiedenenFlugabwehrsysteme
stammen aus den 70er- und
80er-Jahren und müssen bis
2030zwingendersetztwerden.
National- und Ständerat spra-
chen sichdeshalb für einenKre-
dit über sechs Milliarden Fran-
ken für die Beschaffung neuer
Kampfflugzeuge aus. Damit
setzt die noch immer bürgerli-
che Mehrheit im Parlament ein
klaresZeichen,dassdieSchweiz
auch künftig eine angemessen
ausgerüstete Luftwaffe für den
Schutz vorBedrohungenausder
Luft haben soll.DerBetragwird
zu 60 Prozent über sogenannte
Offsetgeschäfte, das heisstmit-
tels Aufträge für Firmen im In-
land, kompensiert.

Seit JahrensteigendieZahlen
an Militärdienstpflichtigen, die
der Armee den Rücken kehren.
Gleichzeitighat dieArmeegros-
se Mühe, ihre Einheiten mit ge-
nügend Personal zu bestücken.
Nach dem Ständerat stimmte
deshalbauchderNationalratden
vomBundesratvorgeschlagenen
Massnahmen zu, um den Zivil-
dienst gegenüber dem Militär-
dienst unattraktiver zumachen.
Für die SVP-Fraktion habe ich
mich als Sprecher ins Zeug ge-
legt.Schliesslichwill ich,dassder
Zivildienstwiederzueinemzivi-
len Ersatzdienst für diejenigen
werden soll, die tatsächlich aus
Gewissensgründen keinenMili-
tärdienst leisten und dies auch
schlüssig darlegenkönnen.

Kaum sind die Wahlen vor-
bei, sind die Hemmungen, die
Kohäsionsmilliardezugenehmi-
gen, verschwunden. Das Parla-
mentgenehmigtedie 1,3Milliar-
den Franken unter der Voraus-
setzung, dass die EU die
Schweizer Börse wieder als
gleichwertig anerkennt. Dafür
trat der Nationalrat nicht auf
den Vorschlag des Bundesrates
ein, mit dem dieser das Bauen
ausserhalb der Bauzonen regu-
lierenwollte.

Mehrere Kantone kennen
bereits ein Verbot, das Gesicht
zuverhüllen, umgegenChaoten
und fundamentalistisch-religiö-
se Strömungen vorzugehen.
EineeidgenössischeVolksinitia-
tive verlangt ein schweizweites
Verbot. Doch anstatt der Initia-
tive zuzustimmenunddamitdie
liberale Gesellschaftsordnung
der Schweiz zuverteidigen, ver-
abschiedeten Bundesrat und
Parlament einen untauglichen
Gegenvorschlag. So soll ledig-
lich eine Pflicht ins Gesetz ge-
schriebenwerden, dass dasGe-
sicht gezeigt werden soll, wer
sich gegenüber Behörden iden-
tifizierenmuss.Auch inderDro-
genpolitik setzt der nach links
gerückte Nationalrat Akzente.
Mittels eines sogenannten Ex-
perimentierartikels soll der
Bunddie versuchsweiseAbgabe
von Cannabis bewilligen kön-
nen. Last but not least:Weil der
Sold fürArmeeangehörige letzt-
mals 1987angepasstwurdeund
sich seither die Kaufkraftmass-
geblich verändert hat, habe ich
einen Vorstoss eingereicht, der
den Bundesrat beauftragt, den
Sold für Angehörige der Armee
an die Kaufkraft anzupassen
und regelmässig zuüberprüfen.Während der Wintersession weihnachtete es auch im Bundeshaus. Bild: Anthony Anex/Keystone
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